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Vorwort 

Die Bundesregierung ist gemäß § 84 SGB VIII (Kinder- und Jugendhilfe) 
verpflichtet, dem Deutschen Bundestag und dem Bundesrat in jeder Legis-
laturperiode einen Bericht über die Lebenssituation junger Menschen und 
die Leistungen und Bestrebungen der Kinder- und Jugendhilfe in Deutsch-
land mit ihrer Stellungnahme dazu vorzulegen. Jeder dritte Bericht soll 
einen Überblick über die Gesamtsituation der Kinder- und Jugendhilfe in 
Deutschland vermitteln. Der 14. Kinder- und Jugendbericht stellt wiederum 
einen solchen Gesamtbericht dar – mit der programmatischen Überschrift: 
„Kinder- und Jugendhilfe in neuer Verantwortung“. Zusammen mit der 
Stellungnahme der Bundesregierung ist der Bericht am 31.01.2013 als Bun-
destagsdrucksache sowie am 21.02.2013 als Publikation des Bundesministe-
riums für Familie, Senioren, Frauen und Jugend erschienen. 

Die Sachverständigenkommission für den 14. Kinder- und Jugendbericht 
hat drei Anhörungen durchgeführt und zahlreiche Expertisen vergeben 
(siehe bereits Auflistung im Anhang des Berichts), deren Ergebnisse für die 
Berichtsarbeit nutzbar gemacht worden sind. Die Inhalte der Expertisen 
gaben wichtige Impulse für die Diskussionen der Kommission. Viele As-
pekte flossen auch in den Berichtstext ein und haben wesentlich zu dessen 
wissenschaftlicher Fundierung beigetragen. Im Bericht konnten allerdings 
nicht alle Erkenntnisse aus den Expertisen im Detail berücksichtigt werden. 
Da diese jedoch viele wichtige Befunde, Einblicke und Einsichten enthal-
ten, die mit Blick auf die Analyse der Lebenssituation von jungen Men-
schen, die Kinder- und Jugendhilfe sowie für die Entwicklung von Perspek-
tiven und Empfehlungen für eine aktive Gestaltung des Aufwachsens neu 
sein dürften, beschloss die Sachverständigenkommission, die Expertisen 
einer breiten Öffentlichkeit zur Verfügung zu stellen. Dafür wurden die – 
ausschließlich von den Autorinnen und Autoren verantworteten – Texte 
von diesen im Herbst 2012 zum Teil leicht überarbeitet und aktualisiert. Die 
Expertisen für diesen Kinder- und Jugendbericht werden hiermit erstmals 
in elektronischer Form publiziert. Die Sachverständigenkommission dankt 
allen Autorinnen und Autoren der Expertisen für ihre wertvolle Unterstüt-
zung bei der Erstellung des 14. Kinder- und Jugendberichts.  

 
München, im Dezember 2012 

  
Prof. Dr. Dr. Reinhard J. Wabnitz  
Vorsitzender der Sachverständigenkommission für den  
14. Kinder- und Jugendbericht  
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1 Einleitung 

Offensichtlich hat die Arbeitsmarktentwicklung erhebliche Auswirkungen 
auf die soziale Lage von Kindern und Jugendlichen, bestimmt sie doch die 
materiellen und zeitlichen Ressourcen der Eltern und beeinflusst auch die 
Nachfrage nach Angeboten und Anforderungen in Bezug auf die Kinder- 
und Jugendhilfe. Dies gilt nicht nur gegenwärtig, sondern auch für die nä-
here Zukunft, wobei aktuelle Konstellationen und Problemlagen angesichts 
der hohen Dynamik der Arbeitsmarktentwicklung wie auch der absehbaren 
demografischen Veränderungen nicht ohne weiteres fortgeschrieben wer-
den können.  

Die folgenden Ausführungen stützen sich daher wesentlich auf jüngst 
vorgelegte anspruchsvolle Prognosen zur zukünftigen Arbeitsmarktentwick-
lung, die auf Modellrechnungen des BIBB und IAB beruhen (vgl. Helm-
rich/Zika 2010). Darüber hinaus werden Erkenntnisse aus der Arbeits-
markt- und Berufsforschung wie auch der Sozialpolitikforschung einbezo-
gen, um Herausforderungen und Probleme für soziale Lagen, Lebensverläu-
fe und auch den institutionellen Handlungskontext zu konturieren. Ange-
sichts des Projektionshorizontes bis zum Jahr 2025 wird eine Multi-
Generationenperspektive eingenommen, die die heutige Kinder- und 
Jugendlichengeneration mit Blick auf die Arbeitsmarktlage der Eltern, ihre 
eigenen Berufschancen und auch zukünftigen familiären Sorgeverpflich-
tungen gegenüber Kindern und Eltern in den Blick nimmt. 

Im Folgenden werden wesentliche Implikationen der Arbeitsmarkt-
prognosen zunächst für die soziale Lage und Berufschancen von Kindern 
und Jugendlichen sowie für die Arbeit der Kinder- und Jugendhilfe themati-
siert. Im Weiteren geht es um Herausforderungen veränderter Arbeits-
marktkonstellationen und Erwerbsmuster auf die Übernahme von Sorge-
arbeit im familiären Kontext. Vor diesem Hintergrund werden abschließend 
einige Überlegungen zu einer notwendigen neuen Balance im Verhältnis 
von öffentlicher und privater Verantwortung angestellt. 

 
 

2 Implikationen der Arbeitsmarktprognosen 

für die soziale Lage von Kindern und 

Jugendlichen 

Die Arbeitsmarktentwicklung im wiedervereinigten Deutschland war über 
fast zwei Jahrzehnte durch hohe strukturelle Arbeitslosigkeit und wieder-
kehrende Ungleichgewichte zwischen Ausbildungsplatznachfrage und  
-angebot gekennzeichnet; erst in jüngerer Zeit zeichnet sich ein Rückgang 
der registrierten Arbeitslosigkeit und eine Entspannung beim Ausbildungs-
platzangebot ab; auch wird für bestimmte, vor allem technische Berufsfel-
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der ein Fachkräftemangel konstatiert.1 Zugleich haben sich die Erwerbs-
arbeitsbedingungen verändert: Relativ gesicherte, so genannte Normal-
arbeitsverhältnisse haben gegenüber Teilzeitarbeit und befristeten Arbeits-
verhältnissen an Bedeutung verloren (Statistisches Bundesamt 2008). Mit 
sinkenden Reallöhnen, insbesondere auch bei den unteren Einkommens-
gruppen, und einer Ausweitung des Niedriglohnsektors ist auch in Deutsch-
land das Risiko der Armut trotz Erwerbstätigkeit (working poor) gestiegen 
(Bosch/Kalina 2007, S. 45 ff.; Kalina/Weinkopf 2010); betroffen sind vor 
allem Erwerbstätige mit Kindern, Familien und auch Alleinerziehende 
(Rhein 2009; BMAS 2008). Last but not least haben sich Familienerwerbs-
muster pluralisiert, sodass das in Westdeutschland im „goldenen Zeitalter“ 
des Wohlfahrtsstaates etablierte männliche Familienernährermodell im wie-
dervereinigten Deutschland zugunsten von Zwei-Verdiener-Haushalten und 
weiblichen Familienernährern, insbesondere Alleinerziehenden, an Bedeu-
tung verliert und traditionelle Rollenverteilungen insgesamt weniger Zu-
stimmung finden (vgl. Bien u. a 2006; BMFSFJ 2010). 

Vor diesem Hintergrund interessiert an der zukünftigen Arbeitsmarkt-
entwicklung neben der Entwicklung des Erwerbspersonenpotentials auch 
die Qualität der Erwerbschancen im Hinblick auf Qualifikationsnachfrage, 
Einkommen und Arbeitsplatzsicherheit. Die gute Nachricht im Hinblick auf 
die Angebotsseite des Arbeitsmarktes besteht zunächst darin, dass sich das 
Erwerbspersonenpotenzial nach den Modellrechnungen des IAB (wie auch 
weiterer Autoren) bis zum Jahr 2025 auch unter Berücksichtigung von hö-
herem Renteneintrittsalter und Zuwanderung verringern wird. Diese demo-
grafisch bedingte Entwicklung bietet eine Chance für eine Trendwende auf 
dem Arbeitsmarkt. Ob es jedoch tatsächlich zu einem Rückgang von 
Arbeitslosigkeit bzw. zu Vollbeschäftigung kommen wird, wird in hohem 
Maß davon abhängig sein, ob der projizierte Bedarf an Arbeitskräften quali-
fikatorisch und berufsfeldbezogen auch gedeckt werden kann (Helm-
rich/Zika 2010a, S. 19).  

Folgt man den Arbeitskräftebedarfsprojektionen des BIBB/IAB, so wird 
bis 2025 die Nachfrage nach Ungelernten weiter sinken, die nach Personen 
mit Hochschul- und Fachhochschulabschluss jedoch steigen und der Bedarf 
bei der mittleren Qualifikationsebene, d.h. Personen mit beruflichem Aus-
bildungsabschluss, konstant bleiben (Hummel u. a. 2010). Entsprechend 
wird sich die bereits bestehende Interdependenz von Arbeitsmarktintegra-
tion und Qualifikation in Zukunft weiter verstärken, mit gruppenspezifisch 
unterschiedlichen Implikationen.  

Besondere Herausforderungen stellen sich bei denjenigen, die bereits 
heute als „Verlierer“ des Bildungssystems und Arbeitsmarktes angesehen 
werden müssen, d.h. vor allem Jugendliche und junge Erwachsene mit 
Hauptschulabschluss oder ohne Schulabschluss, die sich in den Warte-
schleifen des so genannten Übergangssystems (Baethge u. a. 2007; Autoren-

 

 
1  Vgl. für die Entwicklung von Erwerbstätigkeit und Arbeitslosigkeit sowie die Ausbildungs-

marktbilanz (duales System) von 1991 bis 2007 Möller/Walwei 2009: 16 ff., 326 ff. Zur jünge-

ren Ausbildungs- und Arbeitsmarktentwicklung vgl. Autorengruppe Bildungsberichterstattung 

2010 und Fuchs et al. 2011  
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gruppe Bildungsberichterstattung 2010) befinden, wie auch für beruflich 
gering qualifizierte Personen, die wiederum unter den Dauerarbeitslosen 
überrepräsentiert sind.2 Für diese Personen besteht die Gefahr dauerhafter 
Ausgrenzung aus dem Arbeitsmarkt, dauerhafter Abhängigkeit von Wohl-
fahrtsstaatsleistungen und auch von sozialer Ausgrenzung, wenn nicht ver-
stärkt in die Erleichterung von Übergängen in reguläre Ausbildung und in 
Nach- und Weiterqualifizierung investiert wird (Walwei 2010). Dabei ist zu 
berücksichtigen, dass die bildungsarmen Jugendlichen häufig männlich sind 
und einen Migrationshintergrund haben (Beicht/Granato 2010). Da die 
gegenwärtig erkennbare bessere Arbeitsmarktentwicklung die Problem-
gruppen des Arbeitsmarktes nur verzögert und mit Grenzen erreicht, be-
steht für einen deutlichen Abbau von Übergangssystem und Dauerarbeits-
losigkeit aktuell und in naher Zukunft weiterer Handlungsbedarf 
(Klinger/Rothe 2010).  

Etwas anders stellt sich die Situation für das mittlere Qualifikations-
niveau dar. Hier wird sowohl für technische Berufsfelder wie auch soziale 
Dienstleistungsberufe bereits gegenwärtig zum Teil ein Fachkräftemangel 
identifiziert und für die nähere Zukunft weiter steigender Arbeitskräftebe-
darf prognostiziert (Helmrich/Zika 2010a, S. 46 ff.). Damit dürften sich 
gute Arbeitsmarktchancen für Jugendliche und junge Erwachsene mit ent-
sprechender Qualifikation ergeben. Allerdings sind mit Blick auf die Situa-
tion von Erwerbstätigen mit Familie insbesondere bei einigen quantitativ 
bedeutsamen Dienstleistungsberufen auch strukturell problematische As-
pekte hervorzuheben. So gilt für die beiden Berufshauptfelder „Gastrono-
mie- und Reinigungsberufe“ und „Gesundheits- und Sozialberufe sowie 
Körperpflege“ (gegenwärtig jeweils etwa vier Millionen Erwerbstätige, pro-
gnostizierter Anstieg bis 2025 auf fünf Millionen pro Feld), dass sie durch 
wenig familienfreundliche Arbeitszeiten und unterdurchschnittliche Löhne 
gekennzeichnet sind (Helmrich/Zika 2010, S. 42 f., S. 54 f.; Referat Zika, 
Deutscher Jugendhilfetag, Stuttgart 2011). Ungeachtet berufsfachlicher 
Ausbildung sind darüber hinaus insbesondere in den durch schulische Aus-
bildung gekennzeichneten Erziehungs- und Gesundheitsberufen Qualifika-
tionsstandardsicherung und berufliche Aufstiegsmöglichkeiten begrenzt, 
sodass die Verwertung von Ausbildungsinvestitionen im berufsbiografi-
schen Verlauf im Vergleich zu (bestimmten) Berufen im dualen System 
(Facharbeiterberufe und kaufmännisch-administrative Berufe) geringer aus-
fällt (Krüger 2003; Hall 2011, S. 23 ff., S. 156 ff.). In den beiden genannten 
Berufshauptfeldern überwiegen in Ausbildung und Beschäftigung bisher 
weibliche Arbeitskräfte, für die es angesichts der Arbeitszeit- und Einkom-
mensstrukturen schwer sein dürfte, kontinuierlich einer Vollzeiterwerbstä-

 

 
2  Auch unter den aktiv im Erwerbsleben stehenden Personen jüngeren Alters, die die Familien-

phase noch vor sich haben oder in der Familienphase sind, gibt es eine relativ große Gruppe 

ohne Berufsabschluss, die bei steigenden und sich wandelnden Qualifikationsanforderungen 

mit Arbeitsplatzrisiken und Einkommensverlusten konfrontiert sein können, wenn nicht genü-

gend Chancen zu Weiterqualifizierung bestehen. So verfügten 2009 in den Altersgruppen 25 

bis 34 Jahre und 35 bis 44 Jahre jeweils circa eine Million Erwerbstätige über keinen Berufs-

abschluss (Referat Zika, Deutscher Jugendhilfetag, Stuttgart 2011).  
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tigkeit nachzugehen und mit der Berufstätigkeit eine Familie zu ernähren 
bzw. ein Existenz sicherndes Einkommen zu erzielen. Familienerwerbsmus-
ter jenseits des klassischen männlichen Familienernährermodells, d. h. Al-
leinerziehende und Zwei-Verdiener-Haushalte, werden jedoch weiter an 
Bedeutung gewinnen und die Lebensbedingungen von Kindern und Jugend-
lichen prägen. Hier sind es vor allem geringe Haushaltseinkommen 
und/oder eng begrenzte Zeitressourcen von Eltern und Erziehungsverant-
wortlichen, die die Entwicklungschancen von Kindern negativ beeinflussen 
können. Insofern ergeben sich aus der unterschiedlichen, insbesondere 
Frauen benachteiligenden „Nachhaltigkeit“ von Berufen auf dem mittleren 
Qualifikationsniveau neue Herausforderungen für Arbeitsmarktparteien und 
Ausbildungsträger. 

Auch bei den akademischen Berufsfeldern gibt es im Hinblick auf die Bil-
dungsrenditen einen gewissen gender bias, insofern in den stark von Frauen 
besetzten Berufsfeldern (wie z. B. Sozialwesen, Pädagogik, Lehramtsberufe) 
geringere Einkommen erzielt werden als in den stärker männlich dominier-
ten natur- und ingenieurwissenschaftlichen Berufen (Riphahn u. a. 2010, S. 
125; Fabian/Briedis 2009, S. 61 ff.). Nicht zuletzt angesichts der für die 
letztgenannten Bereiche und technischen Berufe prognostizierten guten 
Arbeitsmarktchancen wird es weiterhin wichtig sein, Jugendliche und vor 
allem auch Mädchen jenseits geschlechtsstereotypisierter Berufsbilder 
(Puhlmann/Gutschow 2010) für die so genannten MINT-Berufe zu interes-
sieren. 

 
 

3 Herausforderungen für die Inhalte und 

Strukturen der Kinder- und Jugendhilfe 

Zumindest aus zwei Trends in der aktuellen und prognostizierten Arbeits-
marktentwicklung ergeben sich neue Herausforderungen für die Kinder- 
und Jugendhilfe: dies ist zum einen die steigende Arbeitsmarktbeteiligung 
von Müttern und generell die höhere Arbeitsmarktverwiesenheit von Eltern 
im Bereich der unteren und mittleren Einkommen und zum anderen die 
zunehmende Bedeutung von flexibilisierter Erwerbsarbeit. Beide Entwick-
lungen schränken potentiell die Zeitressourcen und Energien von Eltern für 
die Familie ein und können die Möglichkeiten der Vereinbarkeit von Beruf 
und Familie im Alltag wie auch lebensphasenspezifisch erschweren. Vor 
diesem Hintergrund gewinnen Umfang, Verfügbarkeit und Qualität von 
öffentlichen Kinderbetreuungs- und Freizeitangeboten sowie der Hilfen für 
Familien wie auch die Existenz von nachbarschaftlichen Netzwerken an 
Bedeutung. 

Die steigende Erwerbsbeteiligung von Müttern markiert einen längerfristigen, 
kaum umkehrbaren Trend, wobei insbesondere Mütter mit jüngeren Kin-
dern vornehmlich in Teilzeit oder aber geringfügig beschäftigt sind (Sach-
verständigenkommission 2011). Dabei handelt es sich allerdings nur zum 
Teil um „Wunschlösungen“; vielmehr gibt die Mehrzahl der in Teilzeit be-
schäftigten Eltern an, gern mehr arbeiten zu wollen (Wanger 2011; BMFSFJ 
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2010). Eine Realisierung dieser Wünsche wird aktuell nicht nur durch die 
Arbeitsmarktlage, sondern – in Westdeutschland stärker als in Ostdeutsch-
land – auch ein begrenztes Angebot an Kinderbetreuung und das Halbtags-
schulsystem behindert. Von daher ist für die nähere Zukunft mit einer ver-
stärkten Nachfrage nach Kinderbetreuung und Ganztagsschul- und/oder 
schulergänzenden Angeboten zu rechnen. Insbesondere für die Betreuung 
der ein- bis dreijährigen Kinder wie auch die Ganztagsbetreuung bei den 
Vier- bis Sechsjährigen könnte in Ballungszentren und Stadtstaaten der bis 
2013 geplante Ausbau nicht ausreichen, um die prognostizierte Nachfrage 
zu decken (vgl. Referat Döbert auf dem 14. Kinder- und Jugendhilfetag, 
Stuttgart 2011). 

Neben steigender Erwerbsbeteiligung werden Eltern in Zukunft ver-
stärkt mit flexibilisierter Erwerbsarbeit konfrontiert sein. Dies betrifft die tägli-
che und Wochenarbeitszeitgestaltung jenseits des „Normalarbeitstages“ 
(Hanglberger 2011), Anforderungen an räumliche Mobilität und an lebens-
langes Lernen bzw. Weiterbildung. Auch werden Erwerbsarbeitsverläufe 
voraussichtlich weniger gradlinig und planbar sein als in den letzten Jahr-
zehnten. Dabei tragen Flexibilisierungen der Arbeit und rechtliche Regelun-
gen die dies ermöglichen, wie etwa das Teilzeitarbeitsgesetz, nicht nur den 
Interessen der Erwerbstätigen nach Vereinbarkeit von Beruf und Familie 
Rechnung, sondern sind auch durch betriebliche Notwendigkeiten, Arbeit-
geberinteressen und Marktzwänge bestimmt und erhöhen damit den Anpas-
sungsdruck in der alltäglichen Lebensführung und Lebensplanung.3 Darüber 
hinaus erfasst die Flexibilisierung von Erwerbsarbeit auch die für die Ge-
staltung von Familie und Freizeit relevanten Anlieger-Institutionen (Bil-
dungs- und Betreuungseinrichtungen, Behörden, Einzelhandel, Gesund-
heits- und Pflegedienste) und führt so in Familien und sozialen Netzwerken 
zu hohen Organisations- und Koordinationsanforderungen (Jurczyk u. a. 
2009). Insofern werden Eltern und Kinder und Jugendliche in Zukunft im 
Hinblick auf die Betreuungszeiten und Freizeitangebote stärker auf zeitlich 
flexible und räumlich gut erreichbare Angebote angewiesen sein (Heitkötter 
u. a. 2009); auch werden die Anforderungen an die Trägereinrichtungen an 
eine vernetzte „Zeitpolitik“ steigen (Mückenberger 2006).  

Die Kinder- und Jugendhilfe steht vor diesem Hintergrund nicht nur vor 
der Herausforderung, das Angebot an Kinderbetreuung und Freizeitange-
boten quantitativ auszuweiten und zeitlich flexibel zu gestalten; eine Aufga-
be, die in den nächsten Jahren ungeachtet des geplanten Ausbaus noch wei-
tere Anstrengungen erfordern wird. Daneben steigen die Anforderungen an ein 
zielgruppenspezifisches und insgesamt qualitativ hochwertiges Angebot.  

Dies ergibt sich aus der anhaltenden über Herkunft und Bildungssystem 
vermittelten Reproduktion sozialer Ungleichheit (Becker/Lauterbach 2004) 
wie auch aus der sich auf der Ebene der Haushaltseinkommen abzeichnen-

 

 
3  Nicht nur Veränderungen in den Arbeitszeitregelungen sind in ihren Vereinbarkeitswirkungen 

ambivalent. Auch weitere jüngere sozial- und arbeitsmarktpolitische Reformen ergeben ange-

sichts einer traditionell auf das männliche Ernährermodell ausgerichteten Steuerpolitik und 

Sozialversicherung im Hinblick auf die Vereinbarkeit von Familie und Beruf kein konsistentes 

Bild (Eichhorst/Thode 2009; Leitner u. a. 2004).  
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den Tendenz zu sozialer Polarisierung (Grabka/Frick 2008). So wird es 
auch weiterhin eine nicht unerhebliche Anzahl von Haushalten geben, in 
denen Eltern selbst bei Erwerbstätigkeit kein ausreichendes Einkommen 
erzielen4 und in denen Kinder in Armut aufwachsen und/oder wo Eltern 
sich nicht in der Lage sehen, Kindern kontinuierlich soziale und kulturelle 
Teilhabe zu ermöglichen (BMAS 2008; Walper/Riedel 2011).5 Um soziale 
Integration bzw. Vermeidung von Ausgrenzung für diese Kinder und Ju-
gendlichen zu gewährleisten, sind sozialräumlich verankerte, institutionell 
vernetzte, niedrigschwellige und akzeptierte öffentliche Infrastrukturen und 
Dienste in den Bereichen Erziehung, Kinderbetreuung und Jugendarbeit 
zentral (vgl. u. a. Beisenherz/Alt 2011; Meier-Gräwe 2011).  

Zum anderen steigen auch unabhängig von der sozialen Lage die An-
sprüche von Eltern, aber auch der Wirtschaft, an Bildung und Erziehung als 
wohlfahrtsstaatlichen Dienstleistungen. Dies bezieht sich auf die Vermitt-
lung von Bildung und ausreichender Sprachkompetenz im vorschulischen 
Bereich, auf die integrierte Erziehung behinderter und nicht behinderter 
Kinder wie auch auf die unbürokratische Zusammenarbeit aller mit Kindern 
und Jugendlichen arbeitenden Einrichtungen. Nicht zuletzt vor dem Hin-
tergrund föderaler Heterogenität in Versorgungsdichte, Strukturen und 
Qualität gewinnen auch Forderungen nach einheitlichen Bildungs- und Be-
treuungsstandards sowie regional angepassten Angeboten an Bedeutung 
(vgl. u. a. Bock-Famulla/Große-Wöhrmann 2010; Rauschenbach 2009). 

Sowohl bei der Zielgruppenspezifik als auch der Qualität der Angebote er-
geben sich spezifische Herausforderungen. Untersuchungen zur Nutzung 
der Angebote der Kinder- und Jugendhilfe nach sozialer Herkunft im Rah-
men des DJI-Surveys „Aufwachsen in Deutschland: Alltagswelten“ (AID:A) 
zeigen, dass gerade die eher knappen Angebote mit Bildungsfunktion, wie 
etwa Ganztagskindergärten und nachschulische Betreuung ebenso wie etwa 
Bibliotheken, eher von Kindern und Jugendlichen mit höherem Bildungs-
hintergrund genutzt werden, was vermutlich auch an der Ausgestaltung der 
Angebote liegt (Rossbach/Riedel 2011; Prein 2010; van Santen 2010). Eine 

 

 
4  So ist in Deutschland, befördert auch durch die Ausweitung von Niedriglohnbeschäftigung, 

der Anteil der Erwerbstätigen, die ergänzend Leistungen der Grundsicherung beziehen (sog. 

Aufstocker), 2007 bis 2010 von 1,2 Millionen auf 1,4 Millionen gestiegen; Niedriglohnbeschäf-

tigung betrifft damit ca. jeden vierten Erwerbstätigen (Bäcker/Jansen 2011). Ob sich mit einer 

Entspannung der Arbeitsmarktlage ein deutlicher Rückgang der Niedriglohnbeschäftigung er-

gibt, muss angesichts der bisher erkennbaren relativ hohen Verbleibquoten von mehrjährig 

vollzeitbeschäftigten Geringverdienern im Niedriglohnsektor (Schank et al. 2008), der sektora-

len Verfestigung und der Ausweitung von Niedriglohnbeschäftigung gerade auch in den ex-

pansiven personenbezogenen und sozialen Dienstleistungen (Stolz-Willig/Christoforidis 2011) 

als offen angesehen werden. 

5  2010 lebte in Deutschland fast jedes vierte Kind in einem Haushalt, der einkommensarm ist 

oder Leistungen nach dem Zweiten Sozialgesetzbuch (SGB II) bezieht. Die Wahrscheinlich-

keit, in einem armutsgefährdeten oder leistungsbeziehenden Haushalt aufzuwachsen, ist für 

junge Kinder, Kinder in einem Ein-Eltern-Haushalt und Kindern mit mehreren Geschwistern 

besonders hoch. Weiter steigen die Risiken, wenn Eltern einen Migrationshintergrund oder 

niedrigen Bildungsabschluss haben oder nur unzureichend in den Arbeitsmarkt integriert sind 

(Lietzmann u. a. 2011). 
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stärker zielgruppenspezifische Ausrichtung birgt hier freilich die Gefahr 
einer Stigmatisierung. Eher scheint die Ausgestaltung von Bildungs- und 
Betreuungsangeboten als Regelangebot sinnvoll, wie es bei der seit 1996 mit 
Rechtsanspruch versehenen Halbtagskindergartenbetreuung nach § 24 Abs. 
2 KJHG der Fall ist, die inzwischen von allen Schichten angenommen wird. 
Weiter könnte bei den offenen Angeboten der Jugendhilfe eine breitere 
sozialräumliche Vernetzung mit weiteren relevanten Einrichtungen und 
Akteuren und vor allem einer engeren Kooperation mit Schulen aussichts-
reich sein (Gottschall/Pothmann 2011). Angesichts der spezifisch deut-
schen, rechtlich und politisch verankerten Trennung von Bildung und Er-
ziehung wie auch des deutschen „Sonderweges“ der Halbtagsschule (Hage-
mann/Gottschall 2002, Hagemann 2009) bedarf es hier vermutlich beson-
derer Anstrengungen, um eine für alle zugängliche und transparente Orga-
nisation und Gestaltung der Angebote zu ermöglichen. Strukturelle Ansatz-
punkte für ein stärker vernetztes lokales System von Erziehung, Bildung 
und Betreuung unter Einschluss auch von Familien und nachbarschaftli-
chen Netzwerken könnten hier u. a. auch in der weiteren Verbreitung der 
von Bund und Ländern unterstützten Initiativen für eine integrierte kom-
munale Bildungspolitik liegen (Bleckmann/Durdel 2009). 

Die institutionell geronnene Trennung von Bildung und Erziehung stellt 
auch mit Blick auf die steigenden Ansprüche an die Qualität und Integration 
von Erziehung, Bildung und Betreuung6 ein Problem dar. So sind nicht nur einer 
engeren Kooperation von Schule und Einrichtungen der Kinder- und Ju-
gendhilfe, sondern auch der Etablierung von Bildungselementen in Kinder-
tageseinrichtungen Grenzen gesetzt durch das Nebeneinander von unterschiedli-
chen Berufsgruppen (Lehrer/innen, Erzieher/innen, Sozialarbeiter/innen, As-
sistenzkräfte), die über unterschiedliche Qualifikationsprofile, Bezahlung 
und Aufstiegsmöglichkeiten verfügen. Insbesondere im Bereich der Kin-
derbetreuung markiert die historisch gewachsene Semi-Professionalität, 
gekennzeichnet durch eine länderspezifische, gering standardisierte Ausbil-
dung, die Mobilität erschwert, eine in Relation zur Dauer der Ausbildung 
geringe Bezahlung und das Fehlen von Aufstiegsmöglichkeiten und Durch-
lässigkeiten zu tertiären Ausbildungswegen eine Herausforderung (Krüger 
2003). Nicht nur erscheint der Beruf aufgrund der geringen Einkommens-
chancen und Aufstiegsmöglichkeiten wenig attraktiv. Anders als der deut-
lich besser entlohnte und statushöhere Grundschullehrerberuf, wird er auch 
weniger als Lebensberuf wahrgenommen, wie die relativ hohen Berufs-
wechselquoten und auch Anteile unterwertiger Beschäftigung bei Erzie-
her/innen zeigen (Hall 2011, S. 156 ff.). Allein der geplante Ausbau der 
Kinderbetreuung für die unter Dreijährigen wird jedoch bis 2013 zu einem 
erheblichen zusätzlichen Bedarf an pädagogischen Fachkräften (ca. 65.000 
laut Deutschem Bundestag 2010, S. 8 (BT 17/714 vom 15.02.2010)) führen. 
Um diesen Bedarf zu decken, wird nicht nur eine Ausweitung von Ausbil-
dungskapazitäten (Rauschenbach/Schilling 2009), sondern auch eine attrak-

 

 
6  Vgl. zur Qualitätssteigerung im Bereich frühkindlicher Erziehung Altgeld/Stöbe-Blossey 2009, 

zu einem erweiterten Bildungskonzept unter Einschluss alltagsweltlichen Wissens und familia-

ler Kontexte Rauschenbach 2009. 
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tive Gestaltung des Berufs im Hinblick auf Qualifizierungsstandards, Ein-
kommen, Arbeitsbedingungen und Durchlässigkeiten zu akademischen 
Ausbildungen notwendig sein. Auch ein Blick in europäische Nachbarländer 
zeigt, dass Deutschland im Bereich der Frühpädagogik Nachholbedarf hat.7 
Ausbau und Weiterentwicklung von Ausbildung und Berufsbildern in die-
sem Bereich müssten sich daher an weiterer Professionalisierung orientie-
ren. Der beobachtbare Trend zu einer Ausweitung der zweijährigen Assis-
tenzausbildungen, die mit einer prognostizierten Einmündung in den 
Arbeitsmarkt von 70 Prozent als Rekrutierungsreservoir gelten, wie auch 
die Ausweitung der Kindertagespflege, in der bisher kaum einheitliche Qua-
lifikationsanforderungen etabliert sind und wo noch 2007 mehr als die Hälf-
te der Tagespflegepersonen, gemessen an fachlichen Mindeststandards, als 
unterqualifiziert galten (Heitkötter/Klößinger 2008), deutet freilich eher 
darauf hin, dass Kostengesichtspunkte gegenüber Qualitätserfordernissen 
die Oberhand gewinnen. Hier sind landespolitische und kommunale Ent-
scheider als Verantwortliche für Ausbildungswege und Budgets ebenso wie 
die Träger der Kinder- und Jugendhilfe als Dienstleistungsanbieter und 
Arbeitgeber gefordert. Eine Weiterentwicklung des Systems der Tagespflege 
hin zu einer Familientagesbetreuung wie auch eine systematische Einbet-
tung in das Gesamtsystem öffentlicher Kinderbetreuung (Jurczyk u. a. 2004) 
bedarf ebenso wie eine bessere kooperative Vernetzung der Jugendarbeit 
mit Bildungseinrichtungen verlässlicher finanzieller Rahmenbedingungen 
für die Träger.8 Vor dem Hintergrund bisheriger Erfahrungen wird es er-
gänzend auch weiterhin wichtig sein, bei sozialpolitischen und administrati-
ven Reformen, wie der Einführung von wettbewerbsorientierten Steue-
rungsformen und Qualitätsmanagementkonzepten, darauf zu achten, dass 
eine Kosten sparende Gestaltung von Arbeitsverhältnissen und eine Büro-
kratisierung der Alltagspraxis nicht die notwendige Aufwertung von Fach-
lichkeit konterkarieren (AGJ 2011). 

 
 

4 Care-Bedarfe und Zeitstrukturen 

Wie schon im letzten Jahrzehnt wird es auch in den kommenden beiden 
Jahrzehnten mit dem absehbaren demografischen Wandel zu einer weiteren 
Steigerung der Zahl der Pflegebedürftigen in Deutschland kommen. Waren 
im Jahr 1999 noch weniger als zwei Millionen Personen pflegebedürftig, so 
stieg die Zahl bis 2009 auf 2,34 Millionen Personen. Bis 2030 wird ein An-

 

 
7  Vgl. dazu auch in historischer Perspektive verschiedene Beiträge in Hagemann u. a. 2011. 

8  Weitere Herausforderungen für die Einrichtungen der Kinder- und Jugendhilfe ergeben sich 

aus den mit sozialer Polarisierung einhergehenden steigenden Anforderungen im Bereich der 

Kindeswohlgefährdung, wo soziale Interventionen besonders schwierig und zugleich mit ho-

hen Kontingenzen behaftet sind (Alberth u. a. 2010). Hier wie auch bei der lange überfälligen 

integrativen Erziehung und Bildung von behinderten und nicht behinderten Kindern und Ju-

gendlichen sind in beide Richtungen weitere Anstrengungen notwendig: eine stärker vernetzte 

und professionalisierte pädagogische Intervention wie auch eine engere sozialräumliche Ko-

operation mit Familien und Nachbarschaften. 
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stieg auf 3,4 Millionen prognostiziert (vgl. Pflegestatistik 2009; Statistisches 
Bundesamt 2010). Im Zuge dieses Prozesses wird es neben einem höheren 
Anteil älterer und intensiv pflegebedürftiger Menschen auch zu einem Be-
deutungszuwachs stationärer Pflege kommen. Gleichwohl wird die häusli-
che Versorgung von Pflegebedürftigen durch Angehörige (und zum Teil 
ergänzt durch ambulante Pflegedienste), die gegenwärtig zwei Drittel der 
Pflegebedürftigen umfasst (Pflegestatistik 2009), auch weiterhin von großer 
Bedeutung sein, nicht zuletzt weil auch heute noch nicht Pflegebedürftige 
mehrheitlich eine Versorgung im familialen und nachbarschaftlichen Kon-
text wünschen (Zok 2011). Dabei ist zu berücksichtigen, dass die häusliche 
Pflege nach wie vor überwiegend von weiblichen Familienangehörigen ge-
leistet wird, auch wenn der Anteil der männlichen Hauptpflegepersonen 
zugenommen hat.9 

Dem steigenden Care-Bedarf steht jedoch voraussichtlich unter den ge-
gebenen Bedingungen ein eher abnehmendes Potential für häusliche Pflege gegen-
über. Dies ergibt sich zum einen aus einer steigenden Erwerbsbeteiligung 
von Frauen und insbesondere auch hohen Erwerbsneigung jüngerer Frauen 
sowie einer zunehmenden Infragestellung der traditionellen Geschlechter-
normen, die die fraglose Zuweisung der Versorgung älterer Familienange-
höriger an weibliche Familienmitglieder als „Liebesdienst“ beinhalten (Ba-
ckes u. a. 2008). Zum anderen werden jedoch auch eine erhöhte Arbeits-
kräftenachfrage sowie – im unteren und mittleren Einkommenssegment – 
steigende Notwendigkeiten und Interessen, das Haushaltseinkommen durch 
zwei Erwerbseinkommen oder aber erhöhte Erwerbsarbeitszeiten aufzubes-
sern, die zeitlichen Spielräume für Sorgearbeit verringern. Schließlich mar-
kieren die Verlängerung der Lebensarbeitszeit und eher sinkende Sozial-
transfers eine sozialpolitisch induzierte stärkere Verwiesenheit auf die Er-
werbssphäre. Selbst bei hoher Bereitschaft von Erwerbstätigen, Angehörige 
zu pflegen, wird es unter Bedingungen flexibilisierter und zeitlich und 
räumlich entgrenzter Erwerbsarbeit nicht einfacher werden, Energie und 
Zeit für Sorgearbeit aufzuwenden.10 Auch mit Blick auf die gewandelte 
Struktur von Lebensläufen und Verschiebungen in der Familienphasierung 

 

 
9  Belastbare und aktuelle Daten darüber, wie viele Männer und Frauen in welchem Umfang 

Pflege- und Sorgearbeit verrichten, liegen insbesondere mit Blick auf die häusliche Pflege 

auch aus datenschutzrechtlichen Gründen nur begrenzt vor (Backes u. a. 2008). 2002 betrug 

der Anteil der weiblichen Pflegepersonen 73 Prozent, der der männlichen 27 Prozent (gegen-

über 17 Prozent in 1991). Die Zeit, die Hauptpflegepersonen für Pflege, hauswirtschaftliche 

Versorgung und soziale Betreuung aufgebracht haben, betrug 2005 durchschnittlich 36,7 

Stunden pro Woche bzw. 5,2 Stunden pro Tag (Schneekloth/Wahl 2006). Nach Schätzungen 

von Backes u. a. 2008 haben 2002 ca. 926.000 Frauen und 343.000 Männer häusliche Pflege 

von Angehörigen übernommen. 

10  Nach Ergebnissen einer aktuellen Forsa-Umfrage sind mehr als 44 Prozent der Befragten im 

Prinzip bereit, eine nahe stehende Person im Bedarfsfall zu Hause zu pflegen, weitere 40 

Prozent würden sich eventuell im Bedarfsfall um einen Pflegebedürftigen im Freundes- oder 

Bekanntenkreis kümmern. Allerdings werden gleichzeitig Zeitmangel und eine Unvereinbar-

keit mit der beruflichen Situation als Hinderungsgründe angegeben (KKH-Allianz-

Pressemitteilung vom 20. Mai 2011; vgl. auch Kulmey u. a. 2010).  
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(Krüger 2006) könnten sich – neben positiven Effekten11 – zunehmend 
Probleme der Passfähigkeit ergeben: wenn etwa „späte Eltern“, deren Kin-
der Schule und Ausbildung noch nicht abgeschlossen haben, mit der Pfle-
gebedürftigkeit der eigenen Eltern konfrontiert sind oder aber Pflegebe-
dürftigkeit von Eltern für Kinder in die Phase des mittleren Berufslebens 
mit hohem Einsatz für die berufliche Karriere fallen.  

Nicht zuletzt vor dem Hintergrund, dass die steigende Pflegebedürftig-
keit bisher mehrheitlich über häusliche Pflege getragen und hier wie auch in 
der ambulanten und stationären Pflege vor allem von Frauen durchgeführt 
wird, wird bereits gegenwärtig eine Krise des Care-Bereiches konstatiert 
(Jurczyk 2010; Friedrich-Ebert-Stiftung 2009). Wie in einem Brennglas wer-
den hier gesellschaftliche Probleme der Wertschätzung und Regulierung 
von Sorgearbeit und auch von gender-Normen sichtbar (Kumbruck u. a. 
2010).  

Dies gilt für das gesamte Spektrum von Arbeitsformen, in denen Care 
gegenwärtig verrichtet wird: Denn nicht nur bei Übernahme häuslicher 
Pflege entstehen für die betroffen Pflegepersonen hohe Belastungen und 
finanzielle Einbußen (Schupp/Künemund 2004; Schneekloth/Wahl 2006). 
Auch für die wachsende Zahl der in Privathaushalten informell tätigen Pfle-
gepersonen gelten im Hinblick auf Bezahlung, Arbeitszeiten und soziale 
Sicherung prekäre Bedingungen (Gottschall/Schwarzkopf 2010). Schließlich 
ist in der Tendenz auch die Arbeitssituation in ambulanten Pflegediensten 
und in der stationären Pflege, wo 2009 268.891 bzw. 621.392 Arbeitskräfte 
tätig waren, problematisch (Pflegestatistik 2009). Nicht nur zählt die Pfle-
gebranche zu den Branchen, für die 2009 im Rahmen des Arbeitnehmerent-
sendegesetzes ein Mindestlohn eingeführt wurde und wo durch die starke 
Rolle kirchlicher Arbeitgeber eine wirksame Interessenvertretung der 
Arbeitnehmer/innen erschwert ist (Senghaas-Knobloch 2010). Darüber 
hinaus gestaltet sich die Etablierung fachlicher Standards für „gute Pflege“ 
in Abgrenzung zu medizinisch-technisch geprägten Vorstellungen schwie-
rig, ablesbar auch daran, dass neben dreijährigen Berufsausbildungen auch 
Kurzzeitausbildungen neu eingerichtet wurden und eine Professionalisie-
rung über akademische Ausbildungen (u. a. public-health-Studiengänge) in 
Deutschland im Vergleich zu anderen Ländern nur langsam voran kommt 
(Gottschall 2008). Die Krise des Care-Bereichs manifestiert sich last but not 
least auch in schon länger prognostizierten Finanzierungs- und Leistungs-
problemen der 1995 eingeführten und zuletzt 2008 reformierten Pflegever-
sicherung (Rothgang/Preuss 2007).  

Aus der Perspektive der heutigen jüngeren Generation, die zukünftig mit 
der Situation der Pflegebedürftigkeit von älteren Familienangehörigen kon-
frontiert sein wird, wird sich nicht nur die Frage stellen, wie eine angemes-
sene Pflege finanziert werden kann, sondern auch welche Versorgungsfor-
men zur Verfügung stehen und welche Arbeitsteilungen zwischen Männern 

 

 
11  So kann die steigende Lebenserwartung der jetzigen Elterngeneration auch dazu führen, dass 

diese als relativ rüstige Großeltern für Unterstützungsleistungen ihrer Kinder in deren „rush 

hour“ des Lebens, wo Karriere und Familienphase mit Kleinkindern zusammenfallen, zur Ver-

fügung stehen.  



 

19 

und Frauen in Partnerschaften realisiert werden können. Als sicher kann 
angesehen werden, dass die aktuelle Situation, in der zwei Drittel aller Pfle-
gebedürftigen zu Hause von nicht oder nur geringfügig erwerbstätigen 
Frauen versorgt werden, nicht fortgeschrieben werden kann. Das bisherige, 
eher unsichtbare, von der gesellschaftlichen Wertschöpfung gleichwohl be-
deutsame „Reservoir unbezahlter Sorgearbeit“12 wird sich verringern und 
die zukünftig betroffenen Männer und Frauen werden in höherem Maße als 
heute erwerbstätig sein oder einer Erwerbstätigkeit nachgehen wollen. 
Schon heute stehen jedoch Erwerbstätige, die pflegebedürftige Angehörige 
zu versorgen haben, vor erheblichen Vereinbarkeitsproblemen, wie ver-
schiedene Studien zeigen (Keck/Saraceno 2010; Spiess/Schneider 2003; 
Schneider u. a. 2001). Zu erwarten ist, dass unbezahlte Freistellungsmög-
lichkeiten, wie sie gegenwärtig kurzzeitig für die Organisation von Pflege 
und längerfristig für die Übernahme häuslicher Pflege existieren, gerade für 
Bezieher niedriger Einkommen keine praktikable Lösung darstellen. Auch 
dürfte die private Finanzierung von Fremdpflege keine Alternative sein. 
Berücksichtigt man das hohe Interesse der zu Pflegenden an einer familien-
nahen Versorgung, so dürfte in Zukunft in der häuslichen Pflege der Unter-
stützung durch ambulante Pflegedienste und in der stationären Pflege, 
neben einheitlichen und hohen Qualitätsstandards, einer stärkeren nachbar-
schaftlichen Einbettung hohe Bedeutung zukommen. Dafür wiederum sind 
verlässliche und sozial verträgliche Rahmenbedingungen für Freistellung 
von Erwerbsarbeit einerseits, wie sie etwa mit dem Elterngeld für Kinder-
betreuung gewährleistet werden, und eine hinreichende finanzielle Absiche-
rung und Professionalisierung von Pflegedienstleistungen im ambulanten 
wie stationären Bereich andererseits notwendig. Nur durch eine solche 
Aufwertung von Sorgearbeit dürfte auch eine Chance bestehen, dass sich 
mehr Männer sowohl für die häusliche Pflege wie auch für den Pflegeberuf 
interessieren (vgl. auch Beckmann 2008). Mit der weiteren Ausgestaltung 
der Pflegeversicherung und Entwicklung des Berufsfeldes muss insofern 
auch familien-, sozial- und berufspolitisch die Frage beantwortet werden, 
wie wichtig der Gesellschaft die Versorgung pflegebedürftiger Menschen ist 
und welcher Anteil des Sozialproduktes in Zukunft zur Finanzierung einer 
qualitativ hochwertigen Versorgung pflegebedürftiger Gesellschaftsmit-
glieder bereit gestellt werden soll.  

 
 

5 Notwendigkeit einer neuen Balance von 

öffentlicher und privater Verantwortung 

Folgt man den Prognosen einer relativ steigenden Arbeitskräftenachfrage 
vor allem auch im qualifizierten Bereich, so werden sich die Chancen auf 

 

 
12  Nach Schneider (2006) hat die häuslich-private Pflege unter Zugrundelegung eines mittleren 

Lohnniveaus einen Umfang von ca. 44 Milliarden €, das entspricht etwa dem Dreifachen der 

Ausgaben für die gesetzliche Pflegeversicherung. 
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Erwerbsintegration der heute jungen Menschen verbessern und damit auch 
ihre materiellen, kulturellen und sozialen Ressourcen für die Übernahme 
von Aufgaben in der Familie und für zivilgesellschaftliches Engagement 
erhöhen. Zur Wahrnehmung dieser Chancen in der Zukunft bedarf es je-
doch gerade für die gegenwärtig von Bildungs- oder Einkommensarmut 
betroffenen Kinder und Jugendlichen verstärkter politikfeldübergreifender 
Anstrengungen im Bereich der Kinder- und Jugendhilfe und des Bildungs-
wesens.  

Neben steigenden Erwerbsmöglichkeiten werden sich angesichts be-
grenzter Sozialbudgets und flexibilisierter und entgrenzter Erwerbsarbeit 
jedoch auch Erwerbszwänge erhöhen und mit der alltäglichen und biografi-
schen Ausdehnung der bezahlten Arbeit von Männern wie von Frauen zu 
einer Einschränkung der Ressourcen für private Sorgearbeit führen. Auch 
vor dem Hintergrund veränderter Lebensentwürfe und steigender Anforde-
rungen an die Qualität von Erziehung, Bildung und Pflege wird der Bedarf 
an entsprechenden sozialen Dienstleistungen steigen, die, soll die soziale 
Polarisierung nicht weiter vorangetrieben werden, wesentlich durch öffent-
liche Angebote gedeckt werden müssten. 

Die im Bereich der Kinderbetreuung, Jugendarbeit und auch Altenpflege 
durch Verwaltungs- und Sozialreformen seit einigen Jahren vorangetriebene 
Vermarktlichung beinhaltet freilich nicht nur die Chance auf Steigerung von 
Auswahlmöglichkeiten und Qualität durch Wettbewerb, sondern birgt auch 
die Gefahr einer Beförderung von prekären Arbeitsverhältnissen (Stolz-
Willig/Christoforidis 2011). Die Ambivalenz jüngerer sozialpolitischer Re-
formen, die auf selbstverantwortliche erwerbsfähige Bürger und markttaug-
liche Träger zielen (Evers/Heinze 2008) ist gerade für Träger der Kinder- 
und Jugendhilfe problematisch, sind sie doch zugleich mit steigenden fach-
lichen Anforderungen konfrontiert, deren Bewältigung professionalisiertes 
und fachlich spezialisiertes Personal erfordert. Angesichts der spezifisch 
deutschen, durch das sozialpolitische Subsidiaritätsprinzip gestützten Tradi-
tion der Semiprofessionalität im Bereich der Kinderbetreuung und Pflege 
ist hier im europäischen Vergleich ein nachholender Professionalisierungs-
bedarf zu konstatieren (Gottschall 2004, 2008). 

Die bereits heute erkennbare steigende Nachfrage nach sozialen Dienst-
leistungen spricht dafür, den in Deutschland erst spät eingeschlagenen Weg 
von einem transfer- zu einem stärker dienstleistungsintensiven Sozialstaat 
weiter zu verfolgen. Gleichwohl stellt sich angesichts knapper öffentlicher 
Kassen, Gefahren von Bürokratisierung und Risiken weit reichender staatli-
cher sozialer Intervention einerseits, Bedürfnissen nach selbst bestimmter 
und gemeinschaftlicher Alltags- und Lebensgestaltung andererseits, die Fra-
ge nach einer neuen Balance von öffentlicher und privater Verantwortung. 
Hier wären bei der frühkindlichen Bildung, der nachschulischen Betreuung 
und Jugendarbeit wie auch in der Altenpflege neue Schnittstellen und Sy-
nergien von privatem Engagement und öffentlichen Angeboten auszuloten, 
die zugleich für diejenigen, die hier Verantwortung übernehmen, den Weg 
von privater Sorgearbeit, Ehrenamt oder auch vorübergehender informeller 
Tätigkeit in die Zone gesicherter Arbeitsverhältnisse ermöglichen. Eine 
solche Strategie sollte auch eine stärkere, institutionell gesicherte Integra-
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tion von Sorgearbeit in männliche und weibliche Erwerbsbiografien be-
inhalten und könnte damit auch zu weiterer Gleichstellung und einer Ver-
ringerung sozialer Ungleichheit beitragen. 
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